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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

In der Herbstsession 2022 stand die Behandlung der Revision des Bundesgesetzes über
das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung in beiden Kammern auf der
Traktandenliste. Beide Räte waren sich schon zuvor grundsätzlich einig, dass der Zugang
zu amtlichen Dokumenten gebührenfrei möglich sein muss. Allerdings – dies hatte
bereits die parlamentarische Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG), auf die die
Vorlage zurückging, so vorgesehen – sollten in hohe Kosten verursachenden
Ausnahmefällen den Gesuchsstellenden Rechnungen ausgestellt werden dürfen. Nicht
einig waren sich National- und Ständerat darüber, ob für diese Ausnahmefälle eine
Kostenobergrenze festgelegt werden soll. Der Nationalrat hatte diese auf CHF 2'000
fixieren wollen. Der Ständerat hielt allerdings – unterstützt vom Bundesrat –
diskussionslos und einstimmig daran fest, keine solche Obergrenze festzulegen. Sie
seien zwar sehr selten, es gebe aber durchaus Gesuche, die Kosten von weit mehr als
CHF 2'000 verursachten, argumentierte der Sprecher der SPK-SR, Mathias Zopfi (gp,
GL). Die Kommission sei zudem der Meinung, dass der Erlass von Gebühren Sache des
Bundesrats sei.
Tags darauf schwenkte der Nationalrat auf diesen Beschluss des Ständerats ein. Die
Kommission sei zwar «inhaltlich» nicht einverstanden, sie wolle aber auf «eine
aussichtslose Differenzbereinigungsrunde» verzichten. Mit einer Gebührenobergrenze
hätte die Unterwanderung des grundsätzlich gebührenfreien Zugangs zu amtlichen
Dokumenten verhindert werden können; trotzdem sei auch die ständerätliche Lösung
noch ein «Schritt zur Stärkung des Öffentlichkeitsprinzips», argumentierte die
Sprecherin der SPK-NR, Céline Widmer (sp, ZH) in der grossen Kammer. Diese folgte
anschliessend stillschweigend dem Kommissionsantrag. 
In den Schlussabstimmungen hiess der Nationalrat die Vorlage mit 193 zu 0 Stimmen
gut und der Ständerat stimmte ihr mit 44 zu 1 Stimme zu. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2022
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ein Postulat Widmer (sp, ZH), welches einen Bericht über Massnahmen zur sprachlichen
Gleichstellung aller Geschlechter in der Bundesverwaltung forderte, wurde durch die
Postulantin vor der Herbstsession 2022 zurückgezogen. Ihre ursprüngliche Forderung
begründete die Postulantin insbesondere mit dem Verbot des Gendersterns in der
Bundesverwaltung, welches weder zeitgemäss sei noch alle Geschlechter adäquat
inkludiere. Besonders angesichts der Inklusion des Gendersterns in Stadtverwaltungen,
Hochschulen und auch privaten Unternehmen sei es an der Zeit, dass diese Form des
Genderns ihren Weg in die Bundesverwaltung finde. Der Bundesrat erwiderte jedoch,
dass die Bundesverwaltung bereits auf die Verwendung geschlechtergerechter und
-inkludierender Sprache achte. Dies werde unter anderem in Form von
geschlechtsneutralen Ausdrücken oder Paarformen umgesetzt. Der Gebrauch des
Gendersterns beeinträchtige dagegen die Lesbarkeit von Texten und könne zu unklaren
Bedeutungen führen. 2

POSTULAT
DATUM: 05.09.2022
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2022, S. 1639 ff.; AB NR, 2022, S. 1925; AB SR, 2022, S. 1048; AB SR, 2022, S. 1048 ; AB SR, 2022, S. 639
2) Po. 22.3460
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